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Die Arbeitsgemeinschaft Ernährungsverhalten
(AGEV) fördert seit 1977 den fachübergreifenden
Wissenschaftsdiskurs zu diesem Thema. Auf dem
diesjährigen Fachkongress geht es ab morgen in
Berlin um eine Bewertung der nach den ersten
BSE-Fällen im Jahr 2000 von Bundespolitikern
vollmundig verkündeten Agrarwende. Martin
Wein sprach im Vorfeld mit dem Vorsitzenden der
AGEV, Uwe Spiekermann.

Sie wollen wissenschaftlich Bilanz der
Agrarwende ziehen. Warum?
Uwe Spiekermann: Mit den ersten Nach-
richten von BSE und dem darauf folgenden
Wechsel im Bundeslandwirtschaftsministe-
rium war die Problemlage stark präsent. In-
zwischen ist sie in Vergessenheit geraten.
Sie kocht zwar partiell wieder hoch, wenn
einzelne Skandale bekannt werden. Es
geht aber um Verstetigung, um strukturel-
len Wandel. Und es ist wichtig, die Effi-
zienz von Politikwechseln zu bewerten.

Die Landwirtschaft trägt unter einem Pro-
zent zum Bruttoinlandsprodukt Deutsch-
lands bei. Trotzdem steht sie enorm im öf-
fentlichen Fokus. Wie erklären Sie sich
das?
Die Landwirtschaft ist ein Fluchtpunkt für
den Alltag und wird entsprechend bunt the-
matisiert. Entweder taucht sie im Zusam-
menhang mit Skandalen auf – oder mit fast
vormodernen Vorstellungen aus dem 19.
Jahrhundert vom kleinen Bauernhof. Da-
bei stammen die meisten Ökoprodukte aus
Großbetrieben in Nordostdeutschland oder
aus dem europäischen Ausland. Auch hin-
ter die Ökolabels zu schauen, ist deshalb
eines unserer Anliegen.

Schweinepest, Geflügelgrippe, Dioxin in
Futtermitteln – die zahlreichen Skandale
machen nicht den Eindruck, als hätte die

Politik die Agrar- und Ernährungswirt-
schaft wirklich umgekrempelt. Betreibt
die Politik Etikettenschwindel?
Agrarwende war ein politisches Label, um
die Entschlusskraft der Politik zu unterstrei-
chen. In großen Bereichen der Landwirt-
schaft ist definitiv keine Agrarwende gelun-
gen. Das Höfesterben ist weitergegangen
von 470000 Betrieben im Jahr 2000 auf
unter 300000 zehn Jahre später. Die deut-
sche Ernährungswirtschaft ist inzwischen
auf Rang drei der Agrarexporteure noch
vor klassischen Agrarstaaten wie Brasilien.
Die global orientierte Spezialisierung von
Betrieben hat sich noch verstärkt. Vor
einigen Tagen kam die Ankündigung sin-
kender Fleischpreise. Irgendwer wird
diese Kosten tragen müssen – die Steuer-
zahler über Subventionen, die Beschäftig-
ten der Agrarbetriebe oder die betroffenen
Tiere. Insofern kann man aus vielerlei
Gründen von Etikettenschwindel spre-
chen.

ImAgrarlandNiedersachsen hat die Bevöl-
kerung gerade die Landesregierung abge-
wählt, weil die immer neue Agrarfabriken
genehmigen wollte. Gibt es auch Anzei-
chen einer Wende?
Es wächst das Bewusstsein, dass Verant-
wortung nicht nur an „die da oben“ de-
legiert werden kann. Damit hat sich auch
die Kommunikationskultur stark verän-
dert. Während Karl-Heinz Funke als Minis-
ter Krisen mit brachialem maskulinem
Charme kleinredete, lächelt Frau Aigner
sie heute eher weg.

Bio-Lebensmittel sind zwar beliebt, blei-
ben aber Nischenprodukte. Trotz aller
Schreckens-Nachrichten hat sich das Ess-
verhalten der Deutschen kaum geändert.
Was sagt die Wissenschaft dazu?

Es wird anders als vor 20 Jahren schon
etwas mehr Obst und Gemüse gegessen.
Die großen Ziele der Ernährungswissen-
schaft wurden in der Tat aber nicht
erreicht. Es wurde vergessen, dass Essen
als Teil der Alltagskultur sich nicht nur
nach wissenschaftlichen Notwendigkeiten
optimieren lässt. Es ist eben mehr als Kalo-
rienaufnahme. Aspekte des Zusammen-
seins, gesellschaftlicher Positionierung
oder der Genusskultur werden in den Er-
nährungskampagnen zu selten beachtet.
Außerdem lässt sich mit Öko-Landbau in
der Nische insgesamt wenig bewirken.
Wenn etwa in der Schweiz mit ihrem dort
üblichen integrierten Landbau der Pestizid-
Einsatz nur geringfügig verringert wird,
hat das insgesamt einen viel größeren Ef-
fekt.

Die ständige Verfügbarkeit aller Lebens-
mittel ist eine Erscheinung des 20. Jahr-
hunderts. Sie sind Historiker. Wagen Sie
dennoch eine Prognose, wie die Esskultur
Mitteleuropas sich verändern wird?
Sie wird sich mit hoher Wahrscheinlichkeit
weiter pluralisieren nach sozialen Klassen
und ethnischem Hintergrund. Frauen es-
sen heute nur ein Drittel so viel Fleisch wie
Männer. Ein Mittelwert für die Gesamtbe-
völkerung ist damit jetzt schon wenig aussa-
gefähig.

Berlin (wk). Die Spitzenkandidaten der
Grünen, Jürgen Trittin und Katrin Göring-
Eckardt, haben die Steuerpläne ihrer Par-
tei verteidigt. 90 Prozent der Steuerzahler
würden entlastet, und es würden diejeni-
gen belastet, die mehr tragen könnten, be-
tonten die beiden Herausforderer von Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU) gestern. Gut
60000 Mitglieder der Grünen sollten am
Wochenende über zentrale Punkte des
Wahlprogramms ihrer Partei abstimmen.
Es geht um neun Vorhaben, die die Grünen
bei einer Regierungsübernahme nach der
Bundestagswahl im Herbst angehen wol-
len. Die Ergebnisse sollen am Mittwoch be-
kannt gegeben werden. Die wirtschaftli-
chen Erfolge des Landes seien alles andere
als gerecht verteilt, sagte Göring-Eckardt.
Die Grünen machten Klientelpolitik für die
Ärmsten und nicht für Konzerne und Hote-
liers. Neben dem Schuldenabbau sei mehr
Geld für Schulen, Kitas und Kommunen nö-
tig. Nach den Plänen der Grünen soll der
Spitzensteuersatz bei 60000 Euro zu ver-
steuerndem Jahreseinkommen auf 45 Pro-
zent verlängert werden, um mit 80000 Euro
bei 49 Prozent zu liegen. Zugleich soll der
Grundfreibetrag auf mindestens 8700 Euro
angehoben werden.

Düsseldorf·Hamburg·Istanbul (wk). In
mehreren Städten, darunter in Hamburg,
haben gestern türkische Vereine und Grup-
pen ihre Solidarität mit den Demonstranten
in der Türkei bekundet. Die Demonstratio-
nen und Kundgebungen verliefen laut Poli-
zei friedlich. Am zweiten Tag von Protesten
in Hamburg gegen die Islamisierung der
Türkei kamen nach Angaben der Polizei
rund 2000Demonstranten. Sie zogen mit
Transparenten meist in türkischer Sprache
friedlich durch die Innenstadt. Der Protest-
zug endete vor dem türkischen Konsulat.

Am Vortag hatten bereits 1200 Men-
schen in der Hansestadt gegen Ministerprä-
sident Recep Tayyip Erdogan demons-
triert. Auf den Plakaten wurde überwie-
gend sein Rücktritt gefordert.

Seit Tagen gehen oppositionelle Kräfte
in der Türkei gegen die Politik der Regie-
rung von Erdogan auf die Straßen. Vor al-
lem in Istanbul und Ankara gab es Demons-
trationen. Ein Austausch zwischen Türken
in Deutschland und ihren Familien und
Freunden in der Heimat findet auch auf
den sozialen Netzwerken statt.

In Düsseldorf zogen zwei Vereine mit ins-
gesamt rund 1200 Teilnehmern durch die
Innenstadt. In Oberhausen kamen nach
Polizeiangaben etwa 800 Menschen zusam-
men. Auch in Bonn richteten sich die Pro-

teste von mehreren hundert Menschen
gegen das gewaltsame Vorgehen der türki-
schen Polizei gegen Demonstranten.

Unterdessen ist in der Türkei selbst kein
Ende der Protestwelle gegen Ministerpräsi-
dent Recep Tayyip Erdogan abzusehen.
Die Gewalt ebbte zunächst aber ab, nach-
dem sich die Polizei an einigen Brennpunk-
ten zurückhielt. Gestern Abend setzten Si-
cherheitskräfte jedoch erneut Tränengas
und Wasserwerfer gegen rund 5000
Demonstranten ein. Hunderte Polizisten
trieben die Menge auf dem zentralen Kizi-

lay-Platz auseinander, nachdem diese den
Verkehr blockiert hatte und zunächst nicht
weichen wollte. Erdogan traf führende Poli-
tiker seiner islamisch-konservativen AKP
zu Beratungen.

Außenminister Guido Westerwelle (FDP)
rief den türkischen Ministerpräsidenten
zur Achtung der Bürgerrechte auf. „Das ist
eine Bewährungsprobe für die türkische Re-
gierung, Europa und der Welt zu zeigen,
dass die Herrschaft des Rechts und die Frei-
heitsrechte ihr etwas gelten“, sagte Wester-
welle der „Welt am Sonntag“.

VON HANS-GÜNTHER THIELE

Alle reden vom Wetter, in diesem Falle
von der neuen Jahrhundertflut – oder
wie soll man sie sonst nennen? Uns

gehen inzwischen die Superlative aus,
weil alles und jedes gewissermaßen ins
Guinness-Buch der Rekorde drängt. Über
Twitter und Facebook lässt sich der aktu-
elle Pegelstand abrufen und auch gleich
die passende Meinung dazu. „Lisa Müller
gefällt ,Das Hochwasser 2013‘“, heißt es
dann zum Beispiel geradezu grotesk in der
Sprache der Netzwelt.

Die Überschwemmungen produzieren
eine Welle an Anteilnahme. Das ist schon
deshalb beachtlich, weil die häufig auf
Apokalypse abonnierte Berichterstattung
zumeist nur zur Abstumpfung führt. Aller-
dings ist dies ebenso die Stunde der Wel-
lensurfer. Ihnen kommt das Unglück ge-
rade recht, um sich in Szene zu setzen –
holzschnittartig, wenngleich im Gewand
der Wissenschaften, im Ton gebieterisch
und keinen Zweifel duldend, wie man es
von Ideologien kennt.

Natürlich fragt sich jeder nach den Ursa-
chen extremer Wetterphänome. Und da ist
man sofort beim Klimawandel. Diese glo-
bale Herausforderung ist des Schweißes
der Götter und unserer aller Anstrengun-
gen wert. Geht es hier und heute auch
eine Nummer kleiner?

Seit 2002 ist das Krisenmanagement ver-
bessert worden. Jedoch bleibt noch jede
Menge zu tun, etwa beim Deichbau und
der Renaturierung, von der Durchsetzung
des Baurechts in hochwassergefährdeten
Gebieten einmal ganz abgesehen. Nicht
länger hinnehmbar sind Kompetenzzer-

splitterung und mangelnde Koordination.
Am Beispiel der Niederlande lässt sich ler-
nen, wie man einen solchen Wirrwarr in
den Griff bekommt.

Über ein Chaos anderer Art hat dieser
Woche Thomas de Maizière öffentlich ge-
beichtet. In der Euro-Hawk-Affäre skiz-
zierte er sich als ahnungslosen Chef. Das
hat ihn Reputation gekostet. In Umfragen
stürzte er vom dritten auf den neunten
Platz in der Beliebheitsskala. Bemerkens-
werter ist hingegen, dass gleichwohl die
Mehrheit der Befragten für seinen Ver-
bleib im Amt votiert. Nur 26 Prozent for-
dern seinen Rücktritt. Der Verteidigungs-
minister ist beschädigt, aber nicht erledigt.

Mit Erklärungen zum Drohnen-Debakel
ließ sich Thomas de Maizière Zeit. Ruck-
zuck hingegen handelte die CDU/CSU-
Fraktion, nachdem das Bundesverfassungs-
gericht sein Urteil zur Gleichstellung
gleichgeschlechtlicher Partnerschaft beim
Ehegattensplitting gefällt hatte. Der Aus-
gang war absehbar. Wer Partnern gleiche
Pflichten auferlegt, darf ihnen gleiche
Rechte nicht vorenthalten. Schwule und
Lesben feiern die Entscheidung als Durch-
bruch. Zweifellos hat sie Symbol-Charak-
ter, obwohl es in der Sache lediglich um
eine steuerrechtliche Angelegenheit ging.
Die Auseinandersetzung um Ehe und Fa-
milie wird spätestens bei der Frage um das
Adoptionsrecht wieder aufflammen.

Der Streit ist legitim. Legalisierung muss
nicht automatisch Egalisierung bedeuten.
Gleichstellung heißt nicht Gleichmache-
rei. Man darf darüber unterschiedlicher
Meinung sein, solange der Streit zivilisiert
ausgetragen und am Ende das Recht re-
spektiert wird.

ZEITZEICHEN

Wasser und Wellenreiter

VON SILKE HELLWIG

Was kann aus einer Liaison zwischen
einer Emanze und einem Exhibitio-
nisten hervorgehen? Eine Feme.

Was sich ein bisschen anhört wie eine an-
steckende Hautkrankheit, ist eine junge
Form weiblichen Protests. Ansteckend ist
er aber auch: Die Femen-Bewegung ent-
stand in der Ukraine und ist mittlerweile
auch in Deutschland angekommen. In Bre-
men noch nicht; Sorgen machen muss man
sich deshalb nicht – noch jeder Unfug hat
bislang dieses Land erreicht. Öffentliche
blanke bremische Brüste sind also nur eine
Frage der Zeit.

Das Blankziehen gilt den Frauenrechtle-
rinnen als Notwehr. In der Ukraine
schenkte ihnen niemand Gehör, was wo-
möglich daran gelegen hat, dass sich ihre
Ansichten nicht wesentlich von den satt-
sam bekannten anderer Frauenrechtlerin-
nen unterscheiden. Und was macht man,
wenn man im großen Chor mit seiner klei-
nen Stimme unterzugehen droht? Man
zieht Aufmerksamkeit auf sich – und
blank. Eine Methode, die bekanntlich be-
reits seit Jahrzehnten von B- bis Z-Promi-
Sternchen und sogenannten It-Girls er-
probt wird. Meist mit Erfolg.

Ob in Kiew oder in Davos beim Weltwirt-
schaftsforum, ob vor dem Kanzleramt oder
vor einer Berliner Moschee („Topless Ji-
had Day“– sinngemäß: barbusiger Kampf-
tag) – wo Kameras sind, muss man seit eini-
gen Monaten fest damit rechnen, dass ir-
gendwann zwei bis vier Frauen schreiend
ins Bild hüpfen, die ihren Körper als Trans-
parent benutzen. Was zugegebenermaßen
praktisch ist, man muss sich allerdings
kurz fassen können: „Fuck Putin“ passt
auf einen Frauenoberkörper, „Wladimir

Putin hat Rückschritte bei Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit zu verantworten“ da-
gegen eher nicht. Ja, der Begriff „oben oh-
ne“ hat wohl nie besser gepasst als zu Fe-
men-Aktivistinnen. Die Frage ist, was man
als „oben“ definiert.

Auf der Hannover-Messe präsentierten
Femen vor Russlands Präsidenten und An-
gela Merkel ihre Brüste. Anders als vor
einem „Playboy“-Fotografen entblößten
sie aber auch jenes „Fuck Putin“, was in-
haltlich ungeheuer vielsagend ist. Auf den
entsprechenden Fotos ahnt man, wie Wla-
dimir Putin angesichts der Femen-Ober-
weiten ins Grübeln kommt – über seinen
Regierungsstil und die Ungerechtigkeit
des Patriarchats insgesamt. Ganz Staats-
mann, lässt er sich davon rein nichts an-
merken. Alle Achtung.

Nachdem Femen-Aktivistinnen auch
beim „Germany’s next Topmodel“-Finale
auf die Bühne stürmten („Heidi-Horror“)
und nachdem die Temperaturen gestiegen
sind, ist absehbar, was der Republik in
nächster Zeit blüht: Schülerinnen, die sich
in der Stunde die Bluse vom Leib reißen:
„Kein Unterrichtsausfall!“, Studentinnen:
„Mehr Geld für die Uni“, Sozialdemokra-
tinnen: „Merkel muss weg“; Liberalinnen:
„Ich mag Brüderle“; Christdemokratin-
nen: „Wählt Angela Merkel!“ In der Tat:
Eine der Femen, die bei „Germany’s next
Topmodel“ barbusig auftraten, ist laut
dem feministischen Kampfblatt „Gala“ im
Parteivorstand der Jungen Union. Das ist
nicht weiter bemerkenswert, zeigt aber,
dass das politische Argument Brust gleich-
berechtigt von jeder Partei und Wählerver-
einigung eingesetzt werden kann. Indes
sind die Parteien, die eine Frauenquote ein-
geführt haben, hier klar im Vorteil. Das
nennt man wohl einen späten Triumph.

Berlin (wk). Die schwarz-gelbe Koalition
kommt bei der Mütterrente auf keinen ge-
meinsamen Nenner. Die FDP bekräftigte
ihr Nein zum Vorhaben von CDU und CSU,
Müttern vor 1992 geborener Kinder höhere
Renten zu zahlen. FDP-Generalsekretär Pa-
trick Döring sagte der „Saarbrücker Zei-
tung“, die Union habe noch immer nicht er-
läutert, „wie sie die zweistelligen Milliar-
denbeträge, die die Mütterrente kosten
würde, finanzieren will“. Neue Schulden
seien mit den Liberalen nicht zu machen.
Die Unionsparteien wollen ältere Mütter
bei der Rente besserstellen. Die Erzie-
hungszeiten für Kinder, die vor 1992 gebo-
ren wurden, werden bislang deutlich weni-
ger bei der Rente berücksichtigt als bei spä-
ter geborenen Kindern. Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) verwies in
einem Interview mit der „Leipziger Volks-
zeitung“auf „einen gewissen Spielraum in
der Rentenversicherung“. „Damit können
wir die Mütterrente ohne eine Erhöhung
des Bundeszuschusses machen, jedenfalls
einen ersten Schritt.“ Die Rente wird
neben den Beiträgen der Versicherten
auch aus dem Bundeshaushalt finanziert.
Kritik kam von SPD und Grünen und dem
Bundesverband der Deutschen Industrie.

Zur Person
Uwe Spiekermann (50) ist
seit 2008 stellvertretender
Direktor des Deutschen His-
torischen Instituts in Wa-
shington. Er beschäftigt
sich mit der Entwicklung
der Konsumgüter- und Nah-
rungsmittelindustrie.

Solidarität mit türkischen Demonstranten
Friedliche Protestaktionen in Hamburg und in Nordrhein-Westfalen

Agrarwende als politisches Label
Ernährungsforscher Uwe Spiekermann über die Landwirtschaftspolitk

Unter anderem in
Hamburg versammel-
ten sich gestern Men-
schen zu einer
Demonstration, um
die regierungskriti-
schen Proteste in der
Türkei zu unterstüt-
zen. FOTO: DPA

HART ABER UNFAIR

Ganz oben ohne

Koalition uneins
über Mütterrente

Finanzierung nicht geklärt

Grüne verteidigen
Steuerpläne

Abstimmung über Wahlprogramm
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